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Zum Zeitpunkt des Redaktionsschlusses 
unserer Aktuellen Informationen ist die-
ser Punkt politisch sehr umstritten und 
es bleibt abzuwarten, ob das Reformpakt 
an dieser Stelle tatsächlich nochmals 
„aufgeschnürt“ wird. Für die tägliche Pra-
xis von größtem Interesse ist die künftige 
Ausgestaltung der sog. Minijobs. Ob der 
steuer- und sozialversicherungsrecht-
liche Sonderstatus für Minijobber ganz 
abgeschafft wird oder am Ende nur eine 
Erhöhung der Pauschalsteuer beschlos-
sen wird, ist derzeit offen. Im Hinblick 
auf Planungssicherheit für Arbeitgeber 
und Minijobber bleibt zu hoffen, dass die 
endgültige Regelung möglichst frühzeitig 
beschlossen wird.

Die Steuerreform 2027 mit einem Volu-
men von ca. 10 Mrd. Euro sieht insbeson-
dere eine Tarifentlastung mit Abfl achung 
der Progressionszone und als Gegenfi -
nanzierung die Ausweitung der sog. Rei-
chensteuer vor.  Auch hier bleibt die kon-
krete Ausgestaltung abzuwarten.

Bereits vom Bundestag und Bundesrat 
verabschiedet wurde das Altersvorsorge-
reformgesetz, das ab 01.01.2027 in Kraft 
tritt. In der Rubrik Betriebsführung infor-
mieren wir in der gebotenen Kürze über 
die wichtigsten Neuerungen im Vergleich 
zur Riester-Rente. Für weiterführende In-
formationen stellt die Zentrale Zulagen-
stelle für Altersvermögen (ZfA) auf Ihrer 
Internetseite einen FAQ zur Verfügung.

Warten müssen wir noch auf die Um-
setzung der EU-Transparenzrichtline in 
deutsches Recht. Die Bundesregierung 
hat die für die Umsetzung der Richtlinie 
in nationales Recht vorgegebene Frist 
verstreichen lassen und arbeitet noch an 
der Neufassung des nationalen Transpa-
renzgesetzes. Welche Neuerungen Sie als 
Arbeitgeber grundsätzlich erwarten müs-
sen, haben wir in der Rubrik Betriebsfüh-
rung stichpunktartig zusammengestellt.

Steuerreform 2027 - Eckpunkte der 
geplanten Einkommensteuerreform

Kurz vor der Sommerpause hat sich der 
Koalitionsausschuss auf Eckpunkte für 
eine Einkommensteuerreform verstän-
digt, die zum 01.01.2027 in Kraft tre-
ten und ab 2028 ihre volle steuerliche 
Wirkung entfalten soll. Darüber hinaus 
liegen auch die Vorschläge der angekün-
digten Rentenreform vor, die von der ei-
gens hierfür eingesetzten Expertenkom-
mission entwickelt wurden und als sog. 
Gesamtpaket umgesetzt werden sollen. 
Was nach Abschluss des Gesetzgebungs-
prozesses tatsächlich umgesetzt wird, ist 
derzeit kaum absehbar. Da unsere Man-
danteninformation nur quartalsweise 
erscheint, hinken wir der Aktualität ge-
zwungenermaßen hinterher. Sicher haben 
Sie die politischen Diskussionen um die 
vorgeschlagenen Reformpakete in der Ta-
gespresse verfolgt. Wir können an dieser 
Stelle nur auf den Stand des Gesetzge-
bungsverfahrens und die Eckpunkte ein-
gehen. 

Im Kern der Rentenreform steht die von 
der Kommission dringend empfohlene 
Abschaffung der sog. „Rente mit 63“ als 
Bestandteil des gesamten Reformpaketes. 

Die Digitalisierung bei der Finanz-
verwaltung und Eismann und Part-
ner schreitet voran

Ab dem 01.01.2027 erhalten Steuer-
pfl ichtige bestimmte Steuerbescheide 
und andere Schreiben grundsätzlich 
elektronisch, wenn sie über ein aktives 
ELSTER-Nutzerkonto verfügen; eine aus-
drückliche Einwilligung ist nicht mehr er-
forderlich.

Steuerkanzleien müssen gegenüber der 
Finanzverwaltung einheitlich für alle von 
ihnen vertretenen Steuerpfl ichtigen er-
klären, ob Sie künftig Steuerbescheide 
weiterhin in Papierform auf dem Postweg 
oder digital empfangen möchten. 

Eismann und Partner hat sich für die 
digitale Übermittlung der Steuerbeschei-
de entschieden. Ob die Steuerbescheide 
nach Prüfung in unserer Kanzlei an Sie 
elektronisch oder wie bisher in Papier-
form per Post versendet werden, kön-
nen Sie entscheiden. Hierzu werden Sie 
in nächster Zeit entsprechende Infor-
mationen und eine Zustimmungserklä-
rung erhalten. Der Prozess ist in einigen 
Standorten bereits angelaufen und bisher 
ist eine breite Zustimmung zum digitalen 
Versand erkennbar. Falls Sie Ihre inter-
ne Dokumentation bereits digitalisiert 
haben oder dies für die Zukunft planen, 
können wir Ihnen selbstverständlich auch 
die bisher in Papierform versandten Steu-
ererklärungen digital übermitteln. Sie 
können dies gerne im Zuge der jährlichen 
Bearbeitung des Jahresabschlusses bzw. 
der Steuererklärung mit Ihrem Sachbear-
beiter besprechen. 

IN EIGENER SACHE
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klicken, wenn Unsicherheit über die Her-
kunft besteht. Die Steuerverwaltung fragt 
niemals per E-Mail nach sensiblen Daten 
wie Steuernummer, Kontoverbindung, 
Kreditkartennummer, PIN oder Antwor-
ten auf Sicherheitsfragen. Steuerrelevante 
Nachrichten werden ausschließlich über 
das gesicherte ELSTER Postfach zugestellt; 
es werden keine Steuerdaten oder Rech-
nungen als Anhang per E-Mail versendet.

Auch in dieser Ausgabe möchten wir 
Sie vor zwei „Internetfallen“ war-
nen:

Bundesweit werden derzeit im Namen 
der Finanzverwaltung Phishing-E-Mails zu 
angeblichen Betriebsprüfungen versendet. 
Diese tragen häufi g den Betreff „Prüfungs-
anordnung gemäß § 193 AO“, enthalten 
meist PDF-Anhänge und werden dem An-
schein nach von einer E-Mail-Adresse der 
Ministerien der Bundesländer (in Bayern 
beispielsweise Poststelle@stmfh.bayern.
de) verschickt.
Hierbei handelt es sich um Phishing-E-
Mails - das Bayerische Landesamt für Steu-
ern warnt eindringlich vor derartigen Be-
trugsversuchen.

Betriebsprüfungsanordnungen werden 
bundesweit durch die jeweils zuständigen 
Finanzämter verschickt - in keinem Falle 
durch E-Mails von Ministerien. Außerdem 
erfolgen die Prüfungsanordnungen in Bay-
ern nicht per E-Mail, sondern über das ge-
sicherte ELSTER-Postfach oder postalisch 
in Papierform. Zudem würden echte Prü-
fungsanordnungen stets den Namen des 
Empfängers bzw. Unternehmens, die Ad-
resse, die Steuerarten und Besteuerungs-
zeiträume sowie auch den Namen der 
Betriebsprüferin bzw. des Betriebsprüfers 
enthalten und mit einer Rechtsbehelfsbe-
lehrung versandt werden.
Wir empfehlen dringend, solche Phishing-E 
Mails unverzüglich zu löschen und keines-
falls auf enthaltene Links oder Buttons zu 

Gefälschte E-Mails zu angeblichen 
Betriebsprüfungen der Finanzverwaltung

Die Deutsche Rentenversicherung (DRV) 
warnt vor Internetseiten, die in Sprache 
und Gestaltung dem offi ziellen Interne-
tauftritt der Rentenversicherung ähneln. 
Dort werden Leistungen der Rentenver-
sicherung, die grundsätzlich kostenlos sind, 
gegen eine Gebühr angeboten.
Teilweise wird auf den Seiten auch das 
Logo der Deutschen Rentenversicherung 
imitiert. Auf den ersten Blick ist daher oft 
nicht erkennbar, dass es sich nicht um die 
offi zielle Seite der Rentenversicherung, 
sondern um die Seite eines gewerblichen 
Dienstleisters handelt, der Leistungen der 
Rentenversicherung gegen Gebühr anbie-
tet.
Insbesondere bei der Nutzung von Such-
maschinen heißt es, wachsam zu sein: An-
gebote gewerblicher Dienstleister werden 
hier oft sehr prominent angezeigt.
Meist handelt es sich um Rentenauskünfte 
und Renteninformationen, Versicherungs-
nummernachweise und Bescheinigungen 

über die Höhe der gezahlten Rente. Diese 
Leistungen sind bei der Deutschen Ren-
tenversicherung grundsätzlich kostenlos.
Tipp: Sie und Ihre Beschäftigten können 
entsprechende Dokumente und Services 
direkt über die offi ziellen Online-Services 
der Rentenversicherung anfordern - ohne 
zusätzliche Gebühren.
Zwar ist es grundsätzlich erlaubt, Leistun-

gen gegen eine Gebühr anzubieten. Die 
gewerblichen Dienstleister müssen jedoch 
klar darauf hinweisen, dass sie nicht im 
Auftrag der Deutschen Rentenversiche-
rung handeln.
Ein Blick ins Impressum kann helfen: Häu-
fi g fi nden sich dort Hinweise auf private 
Unternehmen, teils mit Sitz im Ausland.

Rentenversicherung: Vorsicht bei kostenpfl ichtigen Services und 
täuschend echt aussehenden Internetseiten (DRV)

Steuer- und Finanzkriminalität soll in 
Deutschland konsequenter verfolgt wer-
den. Im Mittelpunkt stehen schlagkräfti-
gere und besser vernetzte Finanz- und 
Ermittlungsbehörden, die Bündelung der 
Expertise und Erkenntnisse von Bund 
und Ländern, die Analyse von Daten so-
wie die Erhöhung der Abschreckung und 
des Entdeckungsrisikos. Zum Aktionsplan 

gehören u.a. folgende Maßnahmen:

Gemeinsames Zentrum gegen Steu-
er- und Finanzkriminalität

Beim Zoll soll ein neues Gemeinsames 
Zentrum gegen Steuer- und Finanzkri-
minalität geschaffen werden. Dort sollen 
Steuerfahnder aus den Ländern und Fi-
nanzermittler des Zolls wichtige Verfahren 
eng koordinieren sowie Erkenntnisse und 
Expertise austauschen.

Aktionsplan gegen Steuer- 
und Finanzkriminalität

BETRIEBSFÜHRUNG
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Datenanalysezentrum und Kl-gestütz-
te Untersuchungen großer Daten-
mengen 

Um Daten im Kampf gegen Steuerkrimi-
nalität besser auszuwerten soll die Steu-
erverwaltung weiter modernisiert und 

digitalisiert werden. Gemeinsam mit den 
Ländern soll ein Datenanalysezentrum ge-
schaffen und ein behördenübergreifender 
Datenzugriff ermöglicht werden. Steuerda-
ten sollen auf einer zentralen Datenplatt-
form zusammengeführt werden.

Die Abgabenordnung sieht einen Zinssatz 
vor, der nach einer Karenzzeit für Nach-
zahlungs- und Erstattungszinsen gilt. Nach-
zahlungszinsen müssen Steuerpfl ichtige 
zahlen, von denen Steuern nachgefordert 
werden. Erstattungszinsen bekommen Sie 
mit einer Steuererstattung gezahlt. Lange 
Zeit wurde unabhängig von der Zinsent-
wicklung am Kapitalmarkt ein Zinssatz 
von 6 % pro Jahr berechnet. Ab dem Jahr 
2022 wurde im Hinblick auf die Zinsent-

wicklung am Kapitalmarkt rückwirkend für 
Veranlagungszeiträume ab 01.01.2019 ein 
Zinssatz von 0,15 % pro Monat bzw. 1,8 % 
pro Jahr festgelegt.

Die Abgabenordnung sieht vor, diesen 
Zinssatz regelmäßig zu evaluieren. Das hat 
die Bundesregierung nun getan und re-
agiert, da der Basiszinssatz im BGB deut-
lich angestiegen ist, ebenso die Zinsen für 
Verbraucherkredite.

Ab dem Jahr 2027 soll der Zinssatz daher 
auf 0,3 % pro Monat bzw. 3,6 % pro Jahr 
angehoben werden. 

Weiterhin unverändert mit 6 % werden 
Steuernachforderungen verzinst, für den 
Fall, dass Steuernachzahlungen im Rah-
men von Einspruchsverfahren für eine 
bestimmte Zeit von der Vollziehung auf 
Antrag ausgesetzt werden. 

Anpassung des Zinssatzes in der 
Abgabenordnung (AO)

insbesondere auf die sog. Dauersachver-
halte. Typische Beispiele sind eine

 - dauerhafte fehlerhafte Dienstwagenbe-
steuerung,

 - nicht korrekt besteuerte weitere Sach-
bezüge oder Gutscheine oder

 - allgemeine systematische Fehler bei der 
Lohnabrechnung.

Beziehen Sie bei der Prüfung neben den 
für die Lohnabrechnung zuständigen Mit-
arbeiter auch die Finanzbuchhaltung in die 
Prüfung ein. Neben einer Korrektur der 
Lohnsteuer ist in den meisten Fällen auch 
eine umsatzsteuerrechtliche Korrektur 
notwendig. 

In Zweifelsfällen können Sie für weitere 
Hinweise jederzeit Kontakt mit unserem 
Büro aufnehmen. 

Lohnsteueraußenprüfungen werden in 
der Regel für drei aufeinander folgende 
Jahre vom Finanzamt durchgeführt. Fest-
stellungen werden in einem Bericht do-
kumentiert und Steuernachzahlungen ma-
nifestieren sich in einem entsprechenden 
Nachforderungs- bzw. Haftungsbescheid. 

Hat der Prüfer den Betrieb verlassen, lie-
gen Prüfungsbericht und Steuerbescheide 
vor, enden jedoch nicht die Verpfl ichtun-
gen für Sie als Arbeitgeber. Seit 2025 ist 
§ 153 Abs. 4 der Abgabenordung (AO) 
zu beachten. Diese Vorschrift verpfl ichtet 
den Arbeitgeber, nach Bestandskraft der 
Bescheide über die geprüften Jahre zur 
Kontrolle, ob die vom Prüfer entdeckten, 
nicht korrekt abgerechneten Sachverhalte, 

auch in den Folgejahren falsch abgerech-
net wurden. Stellen Sie das fest, sind Sie 
verpfl ichtet, die Berechnungen zu berichti-
gen bzw. entsprechende Meldungen an das 
Finanzamt zu machen. Somit vermeiden 
Sie auf jeden Fall den Vorwurf der Steu-
erhinterziehung durch Unterlassung. An 
dieser Stelle hilft auch nicht der Hinweis 
darauf, dass die nächste, sich anschlie-
ßende Lohnsteueraußenprüfung ohnehin 
kommen wird. Die Vorschrift zielt insbe-
sondere darauf hin, Anschlussprüfungen zu 
beschleunigen und bisher nicht abgeführte 
Lohnsteuer frühzeitig zu erheben. 

Richten Sie nach einer abgeschlossenen 
Lohnsteueraußenprüfung Ihr Augenmerk 
bei der Auswertung des Prüfungsberichtes 

Abgeschlossene Lohnsteueraußenprüfung - 
Folgewirkungen beachten
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Verträge laufen unverändert weiter und 
behalten ihre bisherigen Förderkonditi-
onen. Die neuen Regelungen gelten nur 
für die ab 01.01.2027 neu abgeschlosse-
nen Verträgen.

• Wechseloption: Sparer können freiwillig 
in das neue System wechseln, wobei die-
ser Schritt gut überlegt sein sollte und 
unwiderrufl ich ist. 

ternehmen ist der Auskunftsanspruch zu 
Gunsten von Arbeitnehmern gegenüber 
Arbeitgebern und die Verpfl ichtung zur 
Angabe des Gehaltes bzw. einer Gehalts-
spanne in Stellenanzeigen für alle Unter-
nehmen unabhängig von deren Größe.

Regelungsbereich Entgelttransparenzgesetz aktuell EU-Richtlinie 

Auskunftsanspruch Ab 200 Beschäftigte Alle Unternehmensgrößen
Berichtspfl icht Ab 500 Beschäftigte Ab 100 Beschäftigte, ver-

pfl ichtend
Gehaltsangabe in 
Stellenanzeigen

Keine Pfl icht Verpfl ichtend

Beweislast Arbeitnehmer trägt volle Beweis-
last

Umkehr: Arbeitgeber muss 
widerlegen

Sanktionen Keine spezifi schen Bußgelder Wirksame, abschreckende 
Geldbußen

Verbandsklage Nicht vorgesehen Ausdrücklich vorgesehen 

Das Altersvorsorgereformgesetz refor-
miert die staatlich geförderte private Al-
tersvorsorge in Deutschland grundlegend 
und löst ab Januar 2027 die bisherige Ries-
ter-Rente ab. Es führt das fl exiblere Al-
tersvorsorgedepot ein, das auch Anlagen 
in Fonds und ETFs ohne volle Beitrags-
garantie ermöglicht. Die Förderung wird 
beitrags- statt einkommensproportional 
berechnet.

Die wichtigsten Neuerungen ab 2027:
• Neues Fördersystem: Pro gespartem 

Euro gibt es vom Staat eine Zulage (50 
Cent bis 360 € Eigenbeitrag im Jahr, da-
nach 25 Cent bis 1.800 € Eigenbeitrag 
pro Jahr). Die maximale Grundzulage 
steigt auf bis zu 540 € jährlich.

• Kinderzulage: Bis zu 300 € pro Kind und 
Jahr greifen bereits bei einem kleinen 

Deutschland hat die von Brüssel vorge-
gebene Frist zur Umsetzung der EU-Ent-
gelttransparenzrichtlinie in nationales 
Recht verstreichen lassen. Nach Angaben 
des Ministeriums, soll der Fahrplan für die 
Umsetzung aufgrund der wirtschaftlichen 
Lage „maßvoll nach hinten“ verschoben 
werden. Berichtspfl icht und Auskunftsan-
spruch sollen demnach erstmals zum Juni 
2028 fällig werden, das Inkrafttreten des 
novellierten Entgelttransparenzgesetzes 
sei für 2027 geplant.

Die EU Richtlinie solle „aufs Notwendige 
beschränkt, möglichst bürokratiearm und 
wirksam“ umgesetzt werden. 

Es bleibt abzuwarten, wie die konkrete 
Umsetzung der EU-Richtlinie in deutsches 
Recht ausfallen wird. Sobald das Gesetz 

monatlichen Eigenbeitrag von 25 €.
• Keine absolute Beitragsgarantie mehr: 

Erstmals fördert der Staat auch rendi-
testärkere Anlageprodukte am Kapital-
markt ohne die bisher vorgeschriebene 
100-Prozent-Garantie des eingezahlten 
Kapitals.

• Erweiterter Kreis: Neben Angestellten 
können künftig auch Selbstständige und 
Freiberufl er die staatliche Förderung 
nutzen.

• Kostendeckel & Flexibilität: Bei standar-
disierten Produkten werden die Effek-
tivkosten auf maximal 1 % gedeckelt. Ab-
schlusskosten werden über die gesamte 
Ansparphase gestreckt, um Anbieter-
wechsel zu erleichtern.

Was passiert mit alten Riester-Verträgen?
• Bestandsschutz: Bestehende Riester-

verabschiedet ist, werden wir Sie infor-
mieren.

Eine tabellarische Zusammenstellung der 
zu erwartenden Neuerungen haben wir 
für Sie vorbereitet. Wichtig für alle Un-

Betriebliche Altersvorsorge - Altersvorsorgedepot 
ersetzt die Riester-Rente

Entgelttransparenzgesetz - EU Richtline von 
Deutschland noch nicht umgesetzt
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In unserer Ausgabe II/2026 hatten wir auf 
das BFH-Urteil zur unterschiedlichen Be-
steuerung von Kapitalleistungen der un-
terschiedlichen Durchführungswege der 
betrieblichen Altersvorsorge hingewiesen. 
Der BFH hatte sich der Rechtsauffassung 
der Finanzverwaltung angeschlossen und 
verwehrt die begünstigte Versteuerung 
von Kapitalleistungen aus Pensionskasse, 

wird oft übersehen, dass für die Bemes-
sung der Kirchensteuer die sog. „Zwölftel-
regelung“ gilt. Diese bedeutet, dass in den 
Fällen, in denen die Kirchensteuerpfl icht 
nicht während des ganzen Kalenderjahres 
besteht, für jeden Kalendermonat, in dem 
die Kirchensteuerpfl icht gegeben ist, je ein 
Zwölftel des Betrages erhoben wird, der 
sich bei ganzjähriger Kirchensteuerpfl icht 
errechnet. 

Beispiel: Kirchenaustritt zum 30.06. und 
Betriebsaufgabe mit Versteuerung eines 
hohen Gewinnes am 31.12.. Obwohl zum 

Die Kirchensteuer wird jährlich auf 
Grundlage der vom Finanzamt festge-
setzten Einkommensteuer ermittelt. Eine 
Steuerbelastung auf Grund von einmali-
gen Sondereffekten, wie z.B. Abfi ndungen, 
Veräußerungsgewinnen bei Aufgabe der 
berufl ichen Tätigkeit etc. erhöhen somit 
auch die Kirchensteuer. Das ist für nicht 
wenige Steuerpfl ichtige Anlass zur Über-
legung, zumindest für einen begrenzten 
Zeitraum, in dem z.B. die Betriebsaufga-
be erfolgt oder eine Abfi ndung gezahlt 
wird, durch eine Austrittserklärung der 
Kirchensteuerpfl icht zu entgehen. Dabei 

Direktversicherung und Pensionsfonds.

Gegen diese Rechtsauffassung ist nun 
beim Bundesverfassungsgericht (BVerfG) 
eine Verfassungsbeschwerde anhängig und 
ermöglicht in einschlägigen Fällen einen 
Einspruch gegen den belastenden Ein-
kommensteuerbescheid und das Ruhen 
des Verfahrens bis zur Entscheidung des 
BVerfG.

Zeitpunkt der Betriebsaufgabe keine Kir-
chenzugehörigkeit besteht, wird die Kir-
chensteuerberechnung für das betreffende 
Jahr auf Grundlage der gesamten Einkom-
mensteuer berechnet und zeitanteilig 
(6/12) erhoben.

Ob diese Regelung verfassungskonform ist, 
wird bezweifelt. Das Finanzgericht Müns-
ter sieht diese Vorgehensweise als ver-
fassungsrechtlich zulässige Vereinfachung. 
Die gegen das Urteil des FG Münster 
eingelegte Revision beim Bundesfi nanzhof 
(BFH) wurde zwischenzeitlich zurückge-
nommen, sodass leider zu diesem Thema 
keine höchstrichterliche Rechtsprechung 
zu erwarten ist. Das letzte Urteil des BFH 
datiert aus dem Jahr 1997.

Die Frage eines Kirchenaustrittes stellt 
weiterhin eine höchstpersönliche Gewis-
sensentscheidung dar. Steuerpfl ichtige, die 
sich aus den geschilderten Gründen für ei-
nen zeitlich begrenzten Austritt entschei-
den, sollten die Berechnungsmodalitäten 
kennen und den notwendigen Austritt 
rechtzeitig erklären. 

Musterprozess beim BVerfG - Fünftel-Regelung 
auch bei Kapitalleistung durch Pensionskasse, 

Direktversicherung und Pensionsfonds?

„Zwölftelregelung bei unterjährigem Kirchenaustritt - kein BFH-Urteil in Aussicht“
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Der BFH hat zwei Entscheidungen getrof-
fen, die für die Praxis von großer Bedeu-
tung sind, vor allem bei dem Verkauf von 
Immobilien an Kinder gegen Ratenzahlung.

Im Kern hat der BFH unter Aufgabe seiner 
langjährigen Rechtsprechung entschieden, 
dass die zinslose Stundung des Kaufpreises 
aus dem Verkauf eines zum Privatvermö-
gen gehörenden Grundstückes im Wege 
einer Ratenzahlung bei dem Verkäufer 
nicht zu den Einkünften aus Kapitalvermö-
gen führt.

Bei der Weitergabe von Immobilien an 
die nächste Generation stehen den El-
tern verschiedene Wege offen. Schenkung, 
Übertragung gegen Versorgungsleistungen 
oder teil- oder vollentgeltliche Über-
tragung. Im letzteren Fall generiert der 
Käufer durch den vereinbarten Kaufpreis 
neues Abschreibungsvolumen, falls das Ge-
bäude bereits abgeschrieben ist. In vielen 

Fällen stunden die Eltern den Kaufpreis 
gegen eine Ratenzahlung ohne Vereinba-
rung einer Verzinsung. Bisher waren die 
Raten nach Auffassung des BFH in einen 
Zins- und Tilgungsanteil aufzusplitten, wo-
bei ein fester Zinssatz von 5,5 % pro Jahr 
berechnet wurde. Die Eltern (Verkäufer) 
hatten somit die in den Raten enthaltenen 
Zinsanteile bei den Einkünften aus Kapital-
vermögen der Einkommensteuer zu un-
terwerfen.

Diese Rechtsauffassung hat der BFH nun-
mehr aufgegeben. Zudem führt die bloße 
Stundung einer Forderung nicht zu einer 
schenkungssteuerpfl ichtigen Zuwendung.

Bei der Übertragung von Immobilien in die 
nächste Generation eröffnet sich somit 
eine weitere Perspektive. Welcher Weg in 
Ihrem Fall am günstigsten im Zusammen-
spiel von Schenkungsteuer und Einkom-
mensteuer ist, muss immer individuell am 

Einzelfall geprüft werden und sollte mit 
den Beteiligten sorgfältig erörtert werden. 

Kommen Sie mit diesen Themen gerne auf 
uns zu. 

Die Frage, inwieweit die Vorschriften zur 
Bewertung von Grundbesitz, die Regelung 
zu den persönlichen Freibeträgen und 
den Steuersätzen bei der Erbschaft- und 
Schenkungsteuer als verfassungskonform 
zu bewerten sind und insbesondere die 
Frage, ob die steuerlichen Begünstigungen 
des Betriebsvermögens verfassungsge-
recht sind, wird der BFH in der mündli-
chen Verhandlung der beiden anhängigen 
Verfahren am 12.10.2026 erörtern.
Wir werden in unserer nächsten Ausgabe 
der Aktuellen Informationen über die Ent-
scheidung des BFH berichten.

BFH zur Ratenzahlungsvereinbarungen - Keine Einkünfte aus Kapitalvermögen 

RECHTSPRECHUNG

Während der Corona-Pandemie war es 
Arbeitgebern möglich, an die Arbeitneh-
mer nach § 3 Nr. 11a EStG steuerfreie sog. 
Corona-Sonderzahlungen bis zu insgesamt 
1.500 € pro Arbeitnehmer auszuzahlen. 
Die Steuerfreiheit war an die Bedingung 
geknüpft, dass die Sonderzahlungen steu-
erfrei sind, wenn diese „zum ohnehin ge-
schuldeten Arbeitslohn und zur Abmilde-
rung der Belastung der Pandemie dienten“. 
Wie diese abstrakte Regelung im Einzelfall 
auszulegen ist, war nicht unumstritten. 
Daher wurde eine höchstrichterliche Ent-
scheidung des BFH zu dieser Frage mit 
Spannung erwartet. Diese liegt nun in Ge-

stalt des Urteils vom 21.01.2026 vor und 
gibt Entwarnung für die steuerliche Praxis. 
Der BFH formuliert zwei wichtige Grund-
sätze:

a) Die Gewährung einer „Corona-Sonder-
zahlung“ setzt keine individuelle Belastung 
(z.B. in Form einer tatsächlichen Anste-
ckung oder Erkrankung) auf Seiten des 
Arbeitnehmers voraus.
b) Der Steuerfreiheit steht nicht entgegen, 
wenn die Sonderzahlung auf freiwillige Ar-
beitgeberleistungen angerechnet wird.

In dem vom BFH entschiedenen Fall hatte 

der Arbeitgeber freiwillig gewährtes Ur-
laubsgeld und Bonuszahlungen zum Teil in 
steuerfreie Corona-Sonderzahlungen um-
gewandelt.

Erste Rechtsprechung zu Corona-Sonderzahlungen - 
BFH erteilt grünes Licht
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BUCHHALTUNG UND 
LOHNABRECHNUNG

Bei der Überlassung von Dienstwagen an 
Arbeitnehmer, die den Pkw auch für die 
Fahrten zwischen Wohnung und Arbeits-
stätte benutzen dürfen, wird der Nut-
zungsvorteil je Entfernungskilometer mit 
0,03 % des Bruttolistenpreises des Fahr-
zeuges bei der monatlichen Gehaltsab-
rechnung berücksichtigt. Gibt der Arbeit-
nehmer beim Arbeitgeber bewusst eine 
kürzere Entfernung zwischen Wohnung 
und Arbeitsplatz an, führt der Arbeitge-
ber unwissentlich zu geringe Lohnsteuer-
beträge ab.

Übermittelt der Arbeitnehmer nach Ab-
lauf des Jahres seine Einkommensteuer-

Die steuer- und beitragsfreie Erstattung 
von Reisekosten bei Dienstfahrten mit 
dem eigenen Pkw des Arbeitnehmers mit 
0,30 € pro gefahrenem Kilometer gehört 
zum Standardrepertoire in fast jedem 
Unternehmen. 

Für Sie als Arbeitgeber ist jedoch Vor-
sicht geboten, wenn dem Arbeitnehmer 
ein Dienstwagen zur Verfügung steht und 
dennoch für die mit dem privaten Pkw 
erledigten Dienstfahrten ein steuerfreier 
Auslagenersatz gewährt wird. Dies wird 
von der Finanzverwaltung nur akzeptiert, 
wenn der Dienstwagen nachweislich 
nicht nutzbar war (z.B. Werkstattaufent-
halt, ungeeigneter Fahrzeugtyp für Trans-
port sperriger Gegenstände etc.).

Der BFH sieht in einer solchen „Über-
Kreuz-Nutzung“ eine unangemessene 
Gestaltung und erkennt die Steuerfrei-
heit des Auslagenersatzes nicht an. Um 
Haftungsrisiken für Sie als Arbeitgeber zu 

vermeiden, empfehlen wir, die Rechtspre-
chung des BFH zu beachten. 

erklärung mit den seinerseits bekannten, 
falschen Lohndaten an die Finanzbehörde, 
ohne einen aufklärenden Hinweis anzufü-
gen, verwirklicht er den Tatbestand der 
Einkommensteuerhinterziehung. Dies hat 
das Niedersächsische Finanzgericht in ei-
nem Urteil vom 21.01.2026 entschieden. 

Sollten Sie bei den Angaben des Arbeit-
nehmers begründete Zweifel haben, emp-
fehlen wir Ihnen eine Überprüfung der 
Angaben mittels Routenplaner, um bei 
krass abweichenden Daten dem Risiko 
einer Beteiligung an der Hinterziehung 
oder Haftung zu entgehen.
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